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sere Rechtsordnung — abgesehen von einigen wenigen, in 
Rechtsvorschriften ausdrücklich geregelten Fällen4 — nicht.

Dieser Rechtszustand bringt es zwar mit sich, daß die 
Zahlung der Vergütung an die in der Patentschrift genann­
ten Urheber in Ausnahmefädlen mit einem gewissen Risiko 
verbunden ist, daß mit der bei der Patentanmeldung vorzu­
legenden Versicherung der Wahrheit über die Urheberschaft 
(§ 9 der АО über die Erfordernisse für die Ausarbeitung und 
Einreichung von Erfindungsanmeldungen vom 5. November 
1975 [GBl.-Sdr. Nr. 821]) nicht völlig beseitigt werden kann. 
Er führt aber auch zu einer Sicherstellung der Rechte der­
jenigen Erfinder, die zusammen mit den in der Patentschrift 
genannten Urhebern oder sogar an deren Stelle die schöpfe­
rische Leistung erbracht haben. Andernfalls wären sie wegen 
der Erfindervergütung allein auf Schadenersatzansprüche 
gegenüber den Zahlungsempfängern angewiesen — eine 
Rechtsfolge, die H. Püschel aus überzeugend dargelegten 
Gründen sehr zu Recht vermieden wissen will.

Damit ergibt sich folgendes:
1. Die Vergütungsansprüche derjenigen Kollektivmitglie- 

der, die keine Zahlung erhalten haben, sind durch die Zah­
lung an die anderen Kollektivmitglieder nicht erfüllt. Die 
Berechtigten können ihren Anspruch — soweit keine Verjäh­
rung eingetreten ist (§ 10 Abs. 1 der 1. DB zur NVO, vom 
22. Dezember 1971 [GBl. II 1972 Nr. 1 S. 11]) — gegenüber dem 
Zahlungspflichtigen Betrieb geltend machen.

2. Ist die Zahlung der Vergütung lediglich an einzelnte 
Koilektivmitglieder darauf zurückzuführen, daß sie schuld­
haft eine wahrheitswidrige Erklärung abgegeben oder die 
imrichtige Zahlung in anderer Weise schuldhaft bewirkt ha­
ben, dann sind sie nach §§ 330 ff. ZGB den anderen Kollek­
tivmitgliedern gegenüber schadenersatzpflichtig.

Die letztgenannte Konstellation war in dem vom Ober­
sten Gericht entschiedenen Fall gegeben, so daß der geltend 
gemachte Schadenersatzanspruch der in der Patentschrift zu 
Unrecht nicht genannten Erfinder begründet war. Ihr pro­
zessuales Vorgehen war zweckmäßig, so daß für das Gericht 
kein Anlaß bestand, sie darauf hinzuweisen, statt der Scha­
denersatzforderung ihren Vergütungsanspruch gegen den 
benutzenden Betrieb durchzusetzen. Wenn das aber geboten 
gewesen wäre (z.B. weil ein schuldhaftes Handeln der Emp­
fänger der Zahlung nicht vorlag oder wenn die übergangenen 
Erfinder von sich aus den Betrieb als Vergütungspflichtigen 
in Anspruch genommen hätten), dann hätte dieses Klage­
verlangen auch Erfolg haben müssen.

Soweit zunächst § 10 Abs. 2 der 1. DB zur NVO (Zurück­
zahlung der Vergütung, wenn sie durch eine Straftat erlangt 
wurde) unberücksichtigt bleibt, gestalten sich auch die weite­
ren Rechtsbeziehungen problemlos. Der Betrieb könnte ent­
weder nach §§ 330 ff. oder nach §§ 356, 357 ZGB die Vergü­
tung, die den übergangenen Erfindern zusteht, von den Zah­
lungsempfängern zurückfordern, und zwar je nachdem, ob sie 
schuldhaft gehandelt haben oder nicht. Das ist aber nach dem 
Wortlaut des § 10 Abs. 2 der 1. DB zur NVO nur insoweit eine 
selbstverständliche Rechtsfolge, als die Erfinder ihre Über­
zahlung durch eine Straftat erlangt haben. Diese Vorausset­
zung ist in der Regel nicht gegeben. Allerdings erscheint es 
mir zulässig, die genannte Vorschrift nach ihrem Sinn, Schöp­
fertum zu stimulieren, dahin auszulegen, daß sie einen 
Schadenersatz- oder Rückforderungsanspruch nur' dann aus­
schließt, wenn die Zahlung als Erfindervergütung für tat­
sächliches oder vermeintliches erfinderisches Schaffen ge­
leistet wurde (insbesondere also, wenn der Empfänger eine 
Lösung erarbeitet hatte, die zunächst fälschlich als erfinde­
rische Leistung eingeschätzt oder deren Nutzen für die Ge­
sellschaft überbewertet wurde u.ä.), nicht aber dann, wenn 
die Zahlung an einen nichtbeteiligten Dritten erfolgte.5

Eine andere Auslegung dieser Bestimmung würde jeden­
falls dann völlig unverständlich sein, wenn der in der Pa­
tentschrift als Urheber Genannte die unter Schutz gestellte 
Lösung den Erkenntnissen eines anderen entnommen und 
trotzdem versichert hat, er sei der Urheber der Erfindung, 
selbst wenn er dabei ohne Verschulden oder nur fahrlässig 
gehandelt hat. Hier bestehen keine anzuerkennenden Gründe, 
ihn vor einem Schadenersatz- oder Rückforderungsanspruch 
zu schützen. Zwar liegen bei Erfinderkollektiven die Dinge 
etwas anders; wenn aber schließlich feststeht, daß Beteiligte 
am Hervorbringen der erfinderischen Leistung in der Patent­
schrift auf Grund einer jedenfalls objektiv unrichtigen Ver­
sicherung der Wahrheit nicht genannt worden sind, dann 
sind die anderen hinsichtlich des ihnen nicht zustehenden 
Teils der Erfindervergütung ebenfalls nichtbeteiligte Dritte.

Dieser Lösungsweg sichert, daß jeder, der Allein- oder 
Miturheber einer Erfindung ist, gegen den vergütungspflich­
tigen Betrieb den Anspruch auf die ihm gesetzlich zustehende

Erfindervergütung durchsetzen kann und daß der Betrieb 
bei Zahlungen von Erfindervergütung an Dritte — aus 
welchen Gründen auch immer — diesen gegenüber Ansprüche 
nach §§330 ff. bzw. §§356, 357 ZGB geltend machen kann. 
Damit werden sowohl die Interessen der Erfinder als auch 
die der Betriebe gewahrt.

Im Ergebnis dieser Überlegungen stellt sich damit die 
Rechtslage für die Mitglieder eines Erfinderkollektivs besser 
dar, als H. Püschel vorgeschlagen hat. Seine Auffassung, wo­
nach die übergangenen Kollektivmitglieder sich wegen der 
ihren Ledstungsanteilen entsprechenden Vergütungsansprü­
che auf der Grundlage der Rechtsbeziehungen, die zwischen 
einer Rechtsgemeinschaft nach dem ZGB bestehen, an die 
Kollektivmitglieder halten müßten, die den Gesamtvergü­
tungsbetrag erhalten haben, würde nämlich zwangsläufig 
dazu führen, daß die Vergütungsempfänger diese Ansprüche 
unter allen Umständen und in voller Höhe gegen sich gelten 
lassen müßten, und zwar auch dann, wenn sie ohne Verschul­
den gehandelt und aus der Überzahlung keine Vorteile mehr 
haben.
Oberrichter Dr. WILHELM HURLBECK,
Mitglied des Präsidiums des Obersten Gerichts

4 VgL z. B. §§ 8 Abs. 3 und 9 der VO über die staatliche Dokumen­
tation der Grundstücke und Grundstücksrechte ln der DDR 
— Grundstücksdokumentationsordnung — vom 6. November 1975 
(GBl. I Nr. 43 S. 697).

5 Vgl. zur Problematik der Rückforderung auch W. Huribeck/ 
H. Mochow, „Gerichtliche Zuständigkeit bei Streitigkeiten über 
materielle Anerkennung der Erfinder“, NJ 1985, Heft 3, S. 114 f.

Gesetzliche Garantie 
bei HiFi-Gerätesystemen

Es entspricht einem allgemeinen Trend, HiFi-Gerätesysteme 
zu produzieren und zu handeln, die aus mehreren ferti­
gungstechnisch selbständigen Teilen bestehen (z.B. HiFi- 
Minikomponentensystem S 3000). Zu solchen Gerätesystemen 
gehören als Teilelemente in der Regel Tuner, Verstärker, 
Lautsprecherboxen, Kassettendeck und Plattenspieler, die 
miteinander kombinierfähig sind und teilweise auch mit an­
deren Anlagen zusammen betrieben werden können. Im all­
gemeinen ist für diese Gerätesysteme charakteristisch, daß 
ihre Teilelemente vom Käufer auch einzeln erworben werden 
können, obwohl sie nur gemeinsam oder mit vergleichbaren 
Geräten ihren Zweck erfüllen.

Daraus ergeben sich bei Garantieansprüchen gegenüber 
solchen Erzeugnissen, bei denen die Funktionen dieser Teil­
elemente Bestandteil e i n e r  Ware sind, einige Besonder­
heiten. Die HiFi-Gerätesysteme sind auch nicht mit einer 
Hauptware (Hauptsache) und Zubehörteilen oder Zusatzge­
räten vergleichbar, weil sich ihre Teilelemente dem Wesen 
nach wie gleichwertige Waren zueinander verhalten. Unter­
schiede bestehen auch zu solchen Waren, die als Sachgesamt­
heit anzusehen sind (z.B. Tafelgeschirr), da bei diesen in der 
Regel keine einzelnen Teile verkauft werden.

Diese Situation wirft die Frage auf, ob sich nicht Kon­
sequenzen für die Verlängerung der gesetzlichen Garantie­
zeit bei der Nachbesserung sowie für die Ersatzlieferung bzw. 
die Preisrückzahlung innerhalb der gesetzlichen Garantie 
ergeben, weil die für die Garantieregelung (§§ 148 ff. ZGB) 
geltenden Grundsätze in erster Linie von einer einheitlichen 
Ware ausgehen und für die Zusatzgarantie bereits entspre­
chende Schlußfolgerungen gezogen wurden. Sie bestehen darin, 
daß für jedes Teilelement eine gesonderte Zusatzgarantie ge­
währt wird, unabhängig davon, ob alle Teilelemente zusam­
men oder nur einzelne erworben worden sind.

Was die Nutzbarkeit für den Käufer betrifft, so gibt es 
unter dem Gesichtspunkt des Verluste oder des teil weisen 
Verlusts der Funktionstüchtigkeit zwischen einem Geräte­
system, das aus selbständigen Teilelementen besteht, einer 
sonstigen Sachgesamtheit und einer Ware, in der alle Funk­
tionen in einem Erzeugnis vereinigt sind, im wesentlichen 
keine Unterschiede. Fällt z.B. das Kassettenteil aus, kann 
nicht mehr aufgenommen und von der Kassette wiedergege­
ben werden, unabhängig davon, ob dieses Teil ein selbstän­
diges Teilelement oder Bestandteil eines Erzeugnisses ist. 
Möglich können jedoch in beiden Fällen der Rundfunkemp­
fang und die Wiedergabe vom Plattenspieler sein. Es können 
aber auch Teile ausfallen, wodurch die Funktionstüchtigkeit 
gänzlich yerlorengeht.

Zu berücksichtigen ist aber, daß eine einheitliche Ware


